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J.BAUHNIE 

A)  FESTSETZUNGEN 

(Die  Nunmerierung  erfolgt  analog  § 9 Abs.  1 Bundesbaugesetz)  

1. Art  und  Maß der Nutzung  der  
_Bauflächen  und  Baugebiete  

1.1 

1.2  

1.3  

Gewerbegebiet  
(gemäß  § 8 Baunutzungsverordnung)  

Gemäß § 8 Abs.  3 BauNVO sind  innertialb  der  in Ziff.  
1.1  der  Festsetzungen  genannten  Baugebiete  bis  zu  
zwei  Wohnungen je  Baugrundstück  für  Auf  sicht  s-  und  
Bereitschaftspersonal  sowie  für  den  Betriebsinhaber  
und  Betriebsleiter  zulässig.  

Im GE sind  folgende  Arten von Betrieben  nicht  zugelassen:  

a)  Betriebe  und  Anlagen,  die  nach  der Verordnung  über  genehmigungs¬  
bedürftige  Anlagen -  4.  BimSchV -  vom 24.7.85  (BGBl.  S.  1586)  
einer  Genehmigung  bedürfen.  

b)  Lagerplätze als  selbständige  Anlagen  für  Schrott,  Heizmaterial,  
Abfälle,  Baumaterial  sowie  Autowrackplätze.  *  
Lagerplätze  als  unselbständige  Anlagen  (bis  zu einer  Größe  von  
1/3  der überbaubaren Fläche)  zu zugelassenen  Betrieben  bleiben  
davon  unberührt.  

c)  Einzelhandelsbetriebe  mit  über  700  qm Verkaufsfläche.  (Verkaufs¬  
fläche  ist  die Fläche,  die  dem Verkauf  dient,  einschl.  Gänge,  
Treppen,  StandfläcLien  für  Einrichtungsgegenstände,  Schaufenster  
und  Freiflächen  soweit  sie  dem Kunden  zugänglich  sind.)  

% SinHelhfindnlnhotpioho  mit  oinon  Verkaufnfläoho  unter - 700  
nur  zulässig,  wenn sie  sich  nach Art.  I  ngr,  n1nr  Milli  mi nif  die  
Verwirklichung  der  Zi ele  der  Rnt minranung  und  ILandesplanung  oder  
auf  die  s frfld tf <NKnTiAn  nk  1 unp-  und  Ordnung  nur  unwesentlich  
uii^TmiuTlLüiiiK.n.  (§  11 Aba.  3 BauNVO) 

1.4  

1-5  

2. 

2.1  

2.2  

2.3  

Abgrenzung von  Gebieten  unterschiedlicher  Art  der  
Nutzung  

Das zulässige  Maß der Nutzung  für  das  Gewerbegebiet  
(GE)  ergibt  sich  gern.  § 17 Abs.  1 Baunutzungsver¬  
ordnung.  Die GFZ  wird  auf 0,4  festgesetzt.  

Uberbaubare  Grundstücksflächen,  Bauweise  

Die  überbaubaren  Grundstücksflächen  werden  durch  
Baugrenzen  festgesetzt.  
Baugrenze  gemäß § 23 Abs.  3 BauNVO 

Eine  Überschreitung  der  Baugrenzen  gern.  § 23 Abs.  2 
und  3 BauNVO darf  durch  Vordächer,  Rampen und  Ein¬  
gangsvorbauten  max.  1,50  m betragen.  

Firstrichtung  der  Hauptgebäude.  
Die  Firstrichtungen  müssen parallel  oder  senkrecht  
zur  Erschließungsstraße  verlaufen.  

Mindestgröße  und  Mindestabmessungen  
der Baugrundstücke _ 

3.1  

3-2  

'3.3  

Die  Mindestgröße  der  Baugrundstücke  beträgt  1000  qm.  

Die  Mindestbreite  der  Baugrundstücke  beträgt  in  den  

bebaubaren  Grundstücksabschnitten  25 m. 

Die  Grundstücksteilungen  dürfen  nur  so vorgenonmen  
werden,  daß ein  Mindestgrenzabstand  von  5 m zum Ge¬ 
bäude  (incl.  2 m-Grenzbepflanzung  laut  Ziff.  25 . 3)  
verbleibt.  
Die  in  Art.  6 und  7 BayBO aufgeführten  Mindestab¬  
standsflächen  werden durch  diese  Festsetzung  ausge¬  
schlossen  .  

Flächen  für  Stellplätze  und  Garagen  

,.-10, 

1.  

entfäll  

/erkehrsfläch  

^222  

/  s y y y y /  

Lagerplätze  und  Stellplätze  für  Kfz  sowie  Garagen  
sind  nur  innerhalb  der überbaubaren  Grundstücks-  
flä,che  (Bauraum)  zuläss  ig.  

Die  Fläche  zwischen  vorderer Baugren4,e  und  Straßen¬  
begrenzungslinie  darf  zu  max.  50 % für  Stellplätze  
herangezogen  werden.  Die  Restfläche  dieses Streifens  
ist  gärtnerisch  zu  gestalten  und  zu  bepflanzen.  

und  Erschließung  

Staßenverkehrs  fläche  

Eiei  Verwirklichung  der geplanten  Isentalstraße  ist  
über  diese Verkehrsfläche  der Anschluß  für  das  GE 
herzustellen,  da die westliche  Ausfahrt  neben  der  
Brücke  über  die Goldach  in  diesem  Fall  aufgelassen  
werden  muß.  
Dies  ist  privatrechtlich  zu  sichern.  

Wirtschaftsweg  zur Unterhaltung des Ornauer  Baches.  
Dieser Wirtschaftsweg  kann  nur  im  oberen  Drittel  aus-  
gebaut  und  zur Erschließung  der  Baugrundstücke  her¬  
angezogen  werden.  Die  restlichen  zwei  Drittel  zum 
Ornauer  Bach hin  sind  als  Sandstreudecke  auszub'ilden, 

Straßenbegrenzungslinie  

Sichtdreiecke  mit Angabe  der Schenkellänge  in  Metern  
Innerhalb  der  Sichtdreiecke  ist  jede  Art  von  Bebau¬  
ung  und  Bepflanzung  sowie  Ablagerung  von  über  1,0m  
Höhe unzulässig.  
Ausgenormen  hiervon  sind  einzeln  stehende  hochstäm¬  
mige  Bäume,  deren  Krone  auf einer  Höhe von  2,0  m be¬ 
ginnt.  

11.6  — -jjyj-Öffentliche  Parkplätze  

entfällt  

13.  

13.1 

13.2  

13.3  

Führung  von  Versorgungsanlagen  und  Leitungen  

_^^_  8 5/8  "  Gasleitung  
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20 kV Freileitung  (zu beseitigen 

Trafostation  

Flächen  für  Verwertung  oder  Beseitigung  
von  Abwasser  und  festen  Abfallstoffen  

.1 

O 
Vollbiologische  Kläranlage der  Gemeinden  Schwin¬  
degg  und Obertaufkirchen  mit  zur Zeit  5000  Ein¬  
wohnergleichwerten  .  

14.2  

1^-  

O 
Öffentliche und  private  Grünflächen  

Kurzfristige Zwischenlagerung und/oder  Verwertung  
von  Garten-  bzw.  sonstigen  Abfällen  in  offenen  
Containerboxen und  NotSchlachtungsgebäude.  

Öffentliche  Grünflächen  bzw.  gliederndes  Straßenbe¬  
gleitgrün  .  
Bei  Zu-  und  Abfahrten  der Baugrundstücke  kam das  
Straßenbegleitgrün  Im erforderlichen  Ausmaß (max.  
6 m laut  Ziff.  25.5)  unterbrochen  werden.  

16.-19.  entfällt  

20._Maßnahmen zur  Landschaftspflege  

© ® 
<0 *  

21.-22.  entfällt  

Die Bepflanzung an  den  Ufer-Bereichen  voh  Goldach  
und  Oman und  an den  dortigen  Böschungen  sind  in  
ihrem  Bestand  zu  sichern,  zu  erhalten und  entsprech¬  
end  zu  pflegen.  

3._Gebiete  mit  Verwendungsverboten  

24.  

25.3  

5.4  

25.6  

25.7  

3.8  

26. 

KL.  

28. 

2L 

29.1  

29.2  

29.3  

29.4  

Auf  den  mit  nebenstehendem  Planzeichen  gekennzeich¬  
neten  Gebiet  ist  die Verwendung  von  Stoffen,  durch  
die  die  Luft  erheblich  verunreinigt wird,  verboten.  

entfällt  

25.1  

Bindungen  für  Bepflanzungen  

Die  unbebauten Flächen  der Baugrundstücke  sind,  so¬  
weit  sie  nicht  als  Geh- und  Fahrflächen  oder  als  
Stellplätze  für  Kraftfahrzeuge  festgelegt  sind,  gärt¬  
nerisch  zu gestalten.  
Es sind  mind.  soviele  Bäume zu pflanzen,  daß auf  
300  qm Grundstücksfläche  mindestens  ein Baum boden¬  
ständiger  Art  konmt.  

Für  mindestens  20 % der  gärtnerisch  zu  gestaltenden  
Flächen  ist  eine  Unterpflanzung  mit  Ziergehölzen,  
blühenden  Büschen  bzw.  bodendeckenden  Sträuchern  
vorzusehen.  

Größere  zusammenhängende  befestigte  Flächen(  = 200qm)  
mit  Ausnahme von  Wegen und Erschließungsstraßen  in¬  
nerhalb  der  Baugrundstücke,  sind  durch  Rasen-  bzw.  
Grünflächen  zu gliedern.  

Der  Anteil  der  befestigten Flächen  innerhalb  der Bau¬ 
grundstücke  darf  40 % der  unbebauten  Flächen  nur  dann  
überschreiten,  wem entsprechende  Ausgleichsmaßnahmen  
(zusätzliche  Eingrünung,  Bepflanzung,  Flächenaus¬  
gleich,  Verwendung  von  Materialien  welche  die Ver¬  
sickerungsfähigkeit  des  Bodens  nicht  beeinträchtigen)  
vorgenonmen werden.  

Entlang  der  bestehenden  oder durch Teilung  neu  ent¬  
stehenden  Grundstücksgrenzen  der  Baugrundstücke  
untereinander  wird  beiderseitig  der  Grenze  jeweils  
ein  2,0  m breiter  Streifen  als  "zu  bepflanzende  
Fläche"  festgesetzt  und  ist  mit  standortgerechten  
Bäumen und  Büschen  zu  bepflanzen.  

Diese  Grenzbepflanzung  ist  privatrechtlich  zu  sichern.  

Zur  Sicherstellung  der Freiflächengestaltung  sind  im  
Rahmen der  Einzelbaugenehmigungen  Freiflächenge¬  
staltungspläne  gern.  Art.  5 FlayBO  zur  Genehmigung  vor¬  
zulegen  .  

Die  Grundstückszufahrt  und die  damit  verbundene  Unter¬  
brechung  des  Grünstreifens  zwischen  Straßenbegrenzung  
und  Einfriedung  wird  auf  max.  6,0  m begrenzt.  

% � _w Der  mit  nebenstehendem  Planzeichen  gekennzeichnete  
w'.Baumstreifen  (mind.  10 m breit)  ist  mit  standortge-  

-v  Vr:  mäßen Großbäumen,  Kleinbäumen  und Sträuchem  zu be¬ 
pflanzen  und  als  Dauergrünbepflanzung  zu  erhalten.  

© Pflanzgebot  gern.  § 39 EBauG für  standortgemäße  Laub¬  
bäume.  

Pflanz  gebot  gern.  § 39 BBauG für  standortgemäße  Ge-  
.  '•.  .Qy  ;•*;  hölze  und  Strauchgruppen.  

“ Dieser  Pflanzstreifen  darf  nicht  von  Stellplätzen  
und  sonstigen  befestigten  Flächen  unterbrochen  werden  

entfällt  

Geltungsbereich  

Räumlicher Geltungsbereich  des  Bebauungsplanes.  

Vermaßung  

Vermaßung  in Metern,  z.B.  6m 

Bauliche Gestaltung  

In  Verbindung  mit  § 9 Abs.  4 EBauG werden  gern.  Art.  
91 BayBO zur  baulichen Gestaltung  Festsetzungen  ge¬ 
troffen.  

Die  Rohdeckenoberkante  Uber  dem Kellergeschoß  darf  
max.  1,20  m (in Verbindung  mit  Laderampen),  bei  
Büro-,  Geschäfts-  und  Verwaltungsgebäuden  i.S.  des  
§ 8 BauNVO max.  0,30 m über  der Straßenoberkante  der  
fertigen,  das  Baugrundstück  erschließenden  Straße  in  
Straßenmitte  liegen.  

Kellergeschosse  dürfen  nicht  durch  Abgrabungen  und  
Abböschungen  des  Gebäudes  freigelegt  werden.  Aus¬ 
nahmsweise  kann  an höchstens  zwei  Gebäudeseiten  auf  
jeweils  1/2  der  Wandlänge  max.  2,50  m tief  abge¬  
graben  werden.  

Haupt-  und Nebengebäude  sind  als  gestalterische  Ein¬  
heit  auszubilden.  Dies  gilt  insbesondere  hinsicht¬  
lich  der  Dachform,  der  verwendeten  Materialien  so¬  
wie der  Farbgestaltung  der  Gebäude.  
Die  Hauptbauköper  dürfen  in  ihrer  Größe  eine Überbau¬  
te  Fläche  von  1200  qm  nicht überschreiten.  Eine  max.  
Gebäudebreite  von  30 m und  eine  max.  Gebäudelänge  von  
60 m darf  nicht  überschritten  werden.  

Kamine,  Silos  oder  ähnlich  wirkende  bauliche Anlagen  
sind  in  das  Gebäude einzubeziehen.  Ausnahmen könnnen  
gestattet  werden,  wenn ein harmonisches  Einfügen  in  
die  Gesamtsituation  durch  geeignete  Maßnahmen er¬  
reicht  wird.  

. 10 

3.17  

9.19  

3.20  

>Q ?1 

;altung  der  Außenwände sind  
zu!  äss  i er:  

Verputzte,  gestrichene Mauerflächen,  Sichtbeton,  Na¬ 
turstein,  Glas,  Holz  in hell-  bis  mittelbraunen  Farb¬  
tönen,  mattgestrichenes  oder  -beschichtetes  Metall  
und  ebene  Asbestzementplatten.  

Für  die  Gestaltung  der  Außenwände sind  folgende  
Materialien  nicht  zugelassen:  

Grellfarbige  oder  glänzende  Materialien,  Waschbeton  
oder  künstlich  strukturierte  Betonoberflächen,  Kunst¬  
stoff-Folien,  Gunmihäute  oder  ähnlich  wirkende  Bau¬ 
stoffe.  

Bei  Geschäfts-,  E3üro-  und  Verwaltungsgebäuden  (gern.  
§ 8 Abs.  2.2  BauNVO) sind  fensterlose  Fassaden  unzu¬  
lässig.  
Art.  29 BayBO (Brandbinde)  bleibt  hiervon  unberührt.  

Solaranlagen  (Sonnenkollektoren)  sind  zulässig,  wenn 
sie  im  Einklang  mit  der  Gestaltung  des  Gebäudes  Steher  

Als  Dachform  sind  Pult-,  Sattel-  und  Shed-Dächer  zu¬  
lässig  mit  einer  Dachneigung  von  mindestens  15 Grad  
bis  max.  25 Grad.  
Haupt-  und  Nebengebäude  auf  einem  Baugrundstück müs¬ 
sen  gleiche  Dachneigungen  aufweisen.  

Die  Dachdeckung  der  geneigten  Dächer  ist  mit  E’rofil-  
blech  und  Dachplatten  in  ziegelroter  bis  rotbrauner  
Farbe  zulässig.  
Ausnahmen siehe  Ziff.  29.8  der  Festsetzungen.  

Die  max.  Wandhöhe der Gebäude in  den  bebaubaren  Grur 
stücksflächen  beträgt  7,50  m, gemessen  von Straf  
senoberkante  in  Straßenmitte  bis  zum Schnittpunkt  dt  
traufseitigen  Gebäudeaußenwand  mit  der  Dachhaut.  

Die  max.  First  höhe  der  Gebäude in  den  bebaubaren  Gn 
stücksflächen  beträgt  10,50  m gemessen  von  Straßen¬  
oberkante  in  Straßenmitte.  

Dacheinschnitte  sind  unzulässig.  

Alle  Gebäude sind  in  gedeckten  Farbtönen  zu haltet'.  
Grelle  Anstriche  sowie  Signal-  und  Fleuchtfärben  sin  
unzulässig.  

Nebenanlagon  bzw.  Gemeinschaftsanlagen  

'rafohäuscl  
TV 

Nebenanlagen  wi  
Form,  Farbe,  Material  u 
bäuden  anzupassen.  

Abfallbehälter  sind  nur  inner  ha.  
Grundstücksflächen  zulässig.  Sif  
Gebäude zu  integrieren  oder  durx  
auffällig  in das  Baugebiet  einzi  

Innerhalb  der  Flächen zwischen  E 
linie  und  Einfriedung  ist  je Zuf  

Die  Oberkante  der  Werbear  
3 m über  der  das  Baugrunt  
senoberkante  1iegen.  

Es ist  nur  eine  Werbeanlt  
Bauwerk  fest  verbunden  if  
läge  darf  nicht  größer  aL 

lueruaui  

(ihr  t  nur  e  i  rv  

%¡� arl  jf 
werden.  

Nicht  zugelassen  sind  WerbeanL  
sowie  aufgeständerte  Schrifter  
in  Form von  laufenden  Schrifte  

in  an der  Einfriedung  
außerdem  Werbeanlagen  
sich  bewegende  Werbe¬ 

anlagen,  Fahnen  jeder  Art  (mit  Masthöheit>über  6,50  
freie  Innd-  

il  

V. 

und  beleuchtete  Werbeanlagen  
schaft  wirken.  

Einfriedungen  

Einfriedungen  an öffentlichen  Verkehrs  flächen,  seit¬  
lichen  und  rückwärtigen  Grundstücksgrenzen  sind  nur  
als  mit  Hecken  hinterpflanzte  Maschendrahtzäune  in  
einer  Höhe bis  2,0  m zulässig.  

Türen  und  Tore  sind  aus  folgendem  Material  und  nur  in  
der  selben  Höhe wie  die Zäune  zulässig:  
Pfeiler aus  verputztem,  gestrichenem  Mauerwerk,  Sicht¬  
beton  oder  Stahl;  
Torkonstruktion  aus Stahlrahmen  mit  senkrechten  Stäben,  

Im Bereich  der  Grundstückseinfahrten  ist  die Ein¬  
friedung  5,0  m von der  Straßenbegrenzungslinie  zu¬  
rückzusetzen.  

NACHRIOTI’LICHK ÜBERNAHMEN UND HINWEISE 

° Bestehende  Grundstücksgrenzen  

Aufzuhebende  Grundstücksgrenzen  

Flurstücknumner,  z.  B.  196  

Vorhandene  Wohngebäude 

z.B.  196 

J 

Vorhandene  Nebengebäude  

C) VERFAHRENSVERMERKE 

1.  

NEU: $3, ABS. 2 BauGB 

Landratsamt 
Mühldorf  a.  Inn 

Singe  1 6.  JUL!  1999  
Der  Entwurf  des  Bebauungsplanes  wurde  
gründung  gemäß § 2a Abs.  6 Bundestaugesetz  

vom *3°.  *-??-.  *4  *?,.  bi«.  .  ??.** ?7r. ?W*7. im  

2. 

NEU § 10 BauGB 

Die  Gemeinde  Schwindegg  hat  mit Beschluß des  Ge¬  

meinderates  vom ..  ,9'A\9ß9..  den  Bebauungsplan  
gemäß § 10 EBauG als  Satzung  beschlossen.  

Schwindegg,  den  

(1.  Bürgermeister)  

Der  Bebauungsplan  GE Nord  I  ist  gemäß dem 
rechtskräftigen  Urteil  des  Verwaltungsgerichts  
München vom 27.2.1989  Az:  M1K 89.2.u.  M1K 89.3  

% icht  zu  beanstanden.  

NEU § 11, ABS. 1 BauGE , 
§ 2 vom 10.07. 1987 
GVBL. SEITE 209. 

Mifthldorf  a .  Dnn ,  den  21.8.19  9o-  

Rambold  
Landrat  

/  <>% � i\ 
V'V  

NEU 12 BauGB 

Die  Genehmigung  des  EBebauungs  planes  wurde  am 

9°: 9: ?999.. ortsüblich  durch  99. 
bekanntgemacht.  Der  Bebauungsplan  ist  damit  nach  
§ 12 Satz  3 EBauG rechtsverbindlich.  • 
Der  Bebauungsplan  mit  Begründung  kann  ab r;.  
eingesehen  werden.  

Schwindegg,  den  

(1.  Bürgermeister)  

-GEMEINDE SCHWINDEGG 

LANDKITEIS  MÜHE DORF a.  INN 

AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

GEWERBEGE BIET NORD I 

M 1 :  1000  

°A.  

Der  ETebauungsplan  umfaßt  die  innerhalb  des  gekennzeichneten  Geltungsbereiches  
liegenden  Flurstücke  und Teilflächen  von  Flurstücken.  

Die  Gemeinde  Schwindegg  erläßt  aufgrund  des  § 10 in  Verbindung  mit  den  § 1,  
2,  2a,  8 und  9 des  Bundesbaugesetzes  (BBauG),  der  Art.  91 Abs.  3,  Art.  5,  6, 
9 und  10 der  Bayerischen  Bauordnung  (BayBO)  und  des  Art.  23 der  Gemeinde¬  
ordnung  für  den Freistaat Bayern  (GO)  diesen  Bebauungsplan  als  Satzung.  

Fertigungsdaten:  

Vorentwurf  am 24.10.1986;  Entwurf  am 27.01.1987  
GEÄ. 07. 04. 19 87 

GEÄ. 30. 09. 1957 
GEÄ. 11. 11. 1987 
GEA 09.02 1988 

AUSSCHNITT AUS DEM FLÄCHENNUTZUNGSPLAN DER GEMEINDE SCHWINDEGG, M 1:  5000  
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PLANVERFASSER: ARCHITEKT -  DIPL.-ING.  FH 
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